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Norm

AsylG 2005 841 Abs6
AsylG 2005 85 Abs1
1. AsylG 2005 § 41 heute

2. AsylG 2005 § 41 giltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
3. AsylG 2005 § 41 giiltig von 21.05.2016 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
4. AsylG 2005 § 41 glltig von 01.04.2009 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012
5. AsylG 2005 § 41 giiltig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
6. AsylG 2005 & 41 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
1. AsylG 2005 § 5 heute
2. AsylG 2005 § 5 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
3. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
4. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
5. AsylG 2005 8§ 5 glltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

Spruch

Zl.S3 436.675-1/2013/7E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Pipal als Einzelrichter Uber die Beschwerde von XXX, geb. XXX, StA.
Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 10.07.2013, GZ 13 03.417-EAST Ost, zu Recht erkannt:Der
Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Pipal als Einzelrichter Uber die Beschwerde von rémisch 30, geb. romisch 30
, StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 10.07.2013, GZ 13 03.417-EAST Ost, zu Recht
erkannt:

I. Die Beschwerde wird gemal3 &8 5 AsylG 2005 als unbegriindet abgewiesen.romisch eins. Die Beschwerde wird gemaR
Paragraph 5, AsylG 2005 als unbegrindet abgewiesen.

II. GemaR§& 41 Abs. 6 AsylG 2005 wird festgestellt, dass die Ausweisung zum Zeitpunkt der Erlassung des
angefochtenen Bescheides rechtmal3ig war.romisch zwei. GemaR Paragraph 41, Absatz 6, AsylG 2005 wird festgestellt,
dass die Ausweisung zum Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Bescheides rechtmaRig war.

Text

Entscheidungsgrinde:
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I. Der Beschwerde liegt folgendes Verwaltungsverfahren zugrunderdmisch eins. Der Beschwerde liegt folgendes
Verwaltungsverfahren zugrunde:

Der Beschwerdefuhrer brachte nach der illegalen Einreise in das 6sterreichische Bundesgebiet am 16.03.2013 den
vorliegenden Antrag auf internationalen Schutz ein.

Eine EURODAC-Abfrage ergab, dass der Beschwerdefiihrer am 24.09.2011 in Déanemark sowie am 21.08.2012 und
12.12.2012 in Schweden einen Antrag auf internationalen Schutz stellte.

Bei der Erstbefragung am 17.03.2013 gab der Beschwerdeflhrer im Wesentlichen an, dass er 16 Jahre und 7 Monate
alt sei. Er sei aus der Turkei illegal nach Griechenland gelangt und vor einem Monat nach Italien und in der Folge nach
Osterreich weitergereist. Nach Vorhalt der EURODAC-Treffer erklirte der Beschwerdefiihrer, dass er in Wahrheit in
Danemark einen negativen Asylbescheid bekommen habe. Er habe sich dann nach Schweden begeben und sei wieder
nach Didnemark gebracht worden. Von dort sei er mit dem Bus nach Osterreich gefahren.

Das Bundesasylamt richtete am 19.03.2013 ein auf Art. 16 Abs. 1 lit. ¢ Dublin-Verordnung gestitztes
Wiederaufnahmeersuchen an Danemark. Mit Schreiben vom 29.03.2013, eingelangt am 29.03.2013, stimmte
Danemark dem Wiederaufnahmeersuchen gemaR Art. 16 Abs. 1 lit. e Dublin-Verordnung ausdrucklich zu und gab
bekannt, dass der Beschwerdefihrer in Danemark mit dem gleichen Namen und mit dem Geburtsdatum 24.09.1992
erfasst sei.Das Bundesasylamt richtete am 19.03.2013 ein auf Artikel 16, Absatz eins, Litera ¢, Dublin-Verordnung
gestltztes Wiederaufnahmeersuchen an Ddnemark. Mit Schreiben vom 29.03.2013, eingelangt am 29.03.2013,
stimmte Danemark dem Wiederaufnahmeersuchen gemald Artikel 16, Absatz eins, Litera e, Dublin-Verordnung
ausdrucklich zu und gab bekannt, dass der Beschwerdefthrer in Danemark mit dem gleichen Namen und mit dem
Geburtsdatum 24.09.1992 erfasst sei.

Laut einem vorgelegten Befund vom XXX wurde beim Beschwerdefuhrer eine Hepatitis C-Infektion festgestelltLaut

einem vorgelegten Befund vom rémisch 30 wurde beim Beschwerdefiihrer eine Hepatitis C-Infektion festgestellt.

Die danische Dublin-Behorde teilte mit Schreiben vom 09.04.2013 mit, dass eine medizinische Altersfeststellung beim
Beschwerdefiihrer den fiktiven Geburtstag XXX ergeben habe.Die danische Dublin-Behdrde teilte mit Schreiben vom
09.04.2013 mit, dass eine medizinische Altersfeststellung beim Beschwerdeflhrer den fiktiven Geburtstag rémisch 30
ergeben habe.

Das Gutachten einer Arztin fiir Allgemeinmedizin und psychosomatische und psychotherapeutische Medizin vom XXX
hielt eine beginnende Anpassungsstorung fest. Therapeutische MaBnahmen seien nicht erforderlich.Das Gutachten
einer Arztin fir Allgemeinmedizin und psychosomatische und psychotherapeutische Medizin vom rémisch 30 hielt eine
beginnende Anpassungsstorung fest. Therapeutische MalBnahmen seien nicht erforderlich.

Im Rahmen der niederschriftlichen Einvernahmen durch das Bundesasylamt am 10.04.2013 und 03.05.2013 gab der
Beschwerdefiihrer im Wesentlichen an, dass er ein Schlafmittel einnehme. Zu seinem Alter sei in Danemark eine
medizinische Altersfeststellung einschlieB8lich Réntgenuntersuchung der Hande und der Zdhne durchgefihrt worden
und er sei fur volljahrig erklart worden.

Laut einem Befund vom XXX lag beim Beschwerdefuhrer nach der Einvernahme eine akute Belastungsstérung vorLaut
einem Befund vom rémisch 30 lag beim Beschwerdefiihrer nach der Einvernahme eine akute Belastungsstorung vor.

Der Beschwerdefuhrer flugte sich am XXX mehrere Schnittwunden zu und wurde ins Krankenhaus gebracht. In der
Folge wurde ein psychotherapeutischer Kurzbericht vom XXX mit der Diagnose einer Anpassungsstérung vorgelegt.Der
Beschwerdefihrer fugte sich am rémisch 30 mehrere Schnittwunden zu und wurde ins Krankenhaus gebracht. In der
Folge wurde ein psychotherapeutischer Kurzbericht vom rémisch 30 mit der Diagnose einer Anpassungsstorung
vorgelegt.

Mit Schreiben vom 15.05.2013 Ubermittelte der gewillkirte Vertreter des Beschwerdefihrers eine Vollmacht sowie
Befunde mit den bereits bekannten Diagnosen. Aulerdem wurde das Ergebnis der Altersfeststellung in Danemark
angezweifelt.

Mit dem angefochtenen Bescheid wurde I. der Antrag des Beschwerdeflhrers auf internationalen Schutz gemafii8 5
Abs. 1 AsylG 2005 als unzuldssig zurtckgewiesen und ausgesprochen, dass Danemark gemal Art. 16 Abs. 1 lit. c
Dublin-Verordnung zur Prifung des Antrages zustandig ist, sowie Il. der Beschwerdefiihrer gemafs § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG
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2005 aus dem oOsterreichischen Bundesgebiet nach Danemark ausgewiesen und festgestellt, dass demzufolge die
Zuruckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Beschwerdefiihrers nach Danemark gemal3 8 10 Abs. 4 AsylG
2005 zulassig ist.Mit dem angefochtenen Bescheid wurde rémisch eins. der Antrag des Beschwerdeflhrers auf
internationalen Schutz gemal Paragraph 5, Absatz eins, AsylG 2005 als unzuldssig zurlckgewiesen und
ausgesprochen, dass Danemark gemaR Artikel 16, Absatz eins, Litera ¢, Dublin-Verordnung zur Prifung des Antrages
zustandig ist, sowie rémisch zwei. der Beschwerdefuhrer gemaR Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005 aus
dem Osterreichischen Bundesgebiet nach Danemark ausgewiesen und festgestellt, dass demzufolge die
Zurlckweisung, Zurtckschiebung oder Abschiebung des Beschwerdefiihrers nach Danemark gemaR Paragraph 10,
Absatz 4, AsylG 2005 zulassig ist.

Dieser Bescheid legt in seiner Begrindung insbesondere auch ausfihrlich dar, dass in Danemark die Grund- und
Gesundheitsversorgung sowie die Sicherheitslage unbedenklich sind und den Grundsatzen des Unionsrechts gentgen.

Dieser Bescheid wurde dem Beschwerdefihrer am 15.07.2013 personlich zugestellt, nicht jedoch seinem gewillkirten
Vertreter.

Gegen diesen Bescheid des Bundesasylamtes richtet sich die vorliegende Beschwerde vom 19.07.2013, worin im
Wesentlichen das bisherige Vorbringen wiederholt wurde. Der Beschwerdeflhrer sei krank und daher besonders
schutzbedurftig, weshalb Osterreich von seinem Selbsteintrittsrecht Gebrauch machen misse. In Danemark komme
es aullerdem zu langen Wartezeiten bei Asylentscheidungen.

In der Beschwerdeergdnzung des gewillklrten Vertreters vom 25.07.2013 wurde wértlich Folgendes ausgefiihrt: "Am
23.07.2013 suchte der Antragsteller den XXX auf und legte den abweisenden Bescheid vom 10.07.2013, dem
Antragsteller zugestellt am 15.07.2013, vor."In der Beschwerdeerganzung des gewillkiirten Vertreters vom 25.07.2013
wurde wortlich Folgendes ausgefuihrt: "Am 23.07.2013 suchte der Antragsteller den romisch 30 auf und legte den
abweisenden Bescheid vom 10.07.2013, dem Antragsteller zugestellt am 15.07.2013, vor."

In einem weiteren Schriftsatz des gewillklrten Vertreters vom 19.08.2013 wurde auf Literatur- und Judikaturbelege
hingewiesen, wonach die blof3e Kenntnisnahme des Inhaltes eines Dokumentes durch den Vertreter keine Heilung
eines Zustellmangels bewirke. Auch das Zukommen einer Kopie bewirke keine Heilung eines Zustellmangels. Im
vorliegenden Fall sei der Bescheid dem Vertreter "nicht tatsachlich zugekommen". AuRerdem wurde nochmals auf den
Gesundheitszustand des Beschwerdefihrers und das Altersfeststellungsgutachten in Ddnemark eingegangen.

Der Beschwerdefiihrer wurde am 17.09.2013 in den zustandigen Mitgliedstaat Danemark Uberstellt.

Mit Schriftsatz vom 01.10.2013 wurde der Patientenbrief eines Krankenhauses vom 21.08.2013 Ubermittelt, wonach
der Beschwerdefihrer vom XXX in der psychiatrischen Abteilung wegen einer Anpassungsstérung sowie
oberflachlicher Schnittwunden in Behandlung war. Eine Medikation wurde nicht empfohlen.Mit Schriftsatz vom
01.10.2013 wurde der Patientenbrief eines Krankenhauses vom 21.08.2013 Ubermittelt, wonach der Beschwerdefiihrer
vom roémisch 30in der psychiatrischen Abteilung wegen einer Anpassungsstdorung sowie oberflachlicher
Schnittwunden in Behandlung war. Eine Medikation wurde nicht empfohlen.

Auf Grund des durchgefthrten Ermittlungsverfahrens wird folgender Sachverhalt festgestellt:

Der Beschwerdefuhrer reiste auf unbekannte Weise in die EU ein und stellte letztlich am 24.09.2011 in Danemark
einen Asylantrag, welcher rechtskraftig abgewiesen wurde. Ein weiterer Asylantrag in Schweden wurde
zurlickgewiesen. In der Folge gelangte der Beschwerdefuhrer illegal in das Osterreichische Bundesgebiet und brachte
am 16.03.2013 den vorliegenden Antrag auf internationalen Schutz ein. Es wird weiters festgestellt, dass das
Bundesasylamt am 19.03.2013 ein Wiederaufnahmeersuchen an Danemark richtete und Danemark mit Schreiben vom
29.03.2013, eingelangt am 29.03.2013, der Wiederaufnahme des Beschwerdefiihrers gemaR Art. 16 Abs. 1 lit. e Dublin-
Verordnung ausdrucklich zustimmte.Der Beschwerdefihrer reiste auf unbekannte Weise in die EU ein und stellte
letztlich am 24.09.2011 in Danemark einen Asylantrag, welcher rechtskraftig abgewiesen wurde. Ein weiterer
Asylantrag in Schweden wurde zurlckgewiesen. In der Folge gelangte der Beschwerdefiihrer illegal in das
Osterreichische Bundesgebiet und brachte am 16.03.2013 den vorliegenden Antrag auf internationalen Schutz ein. Es
wird weiters festgestellt, dass das Bundesasylamt am 19.03.2013 ein Wiederaufnahmeersuchen an Danemark richtete
und Danemark mit Schreiben vom 29.03.2013, eingelangt am 29.03.2013, der Wiederaufnahme des
Beschwerdefiihrers gemaR Artikel 16, Absatz eins, Litera e, Dublin-Verordnung ausdrticklich zustimmte.
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Besondere, in der Person des Beschwerdeflihrers gelegene Griinde, die fur die reale Gefahr des fehlenden Schutzes
vor Verfolgung in Danemark sprechen, sind nicht glaubhaft.

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

GemalR 8 5 Abs. 1 AsylG 2005 idFBGBI. | Nr. 38/2011 ist ein nicht gemal § 4 erledigter Antrag auf internationalen
Schutz als unzuldssig zurtickzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung zur
Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist. Mit der
Zuruckweisungsentscheidung ist auch festzustellen, welcher Staat zustdndig ist.Gemal Paragraph 5, Absatz eins, AsylG
2005 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2011, ist ein nicht gemal} Paragraph 4, erledigter Antrag
auf internationalen Schutz als unzulassig zurlckzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der
Dublin-Verordnung zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist. Mit der

Zuruckweisungsentscheidung ist auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist.

Nach 8 5 Abs. 3 AsylG 2005 ist, sofern nicht besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind,
glaubhaft gemacht werden oder beim Bundesasylamt oder beim Asylgerichtshof offenkundig sind, die fur die reale
Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, davon auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat nach
Abs. 1 Schutz vor Verfolgung findet.Nach Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 ist, sofern nicht besondere Griinde, die in
der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder beim Bundesasylamt oder beim
Asylgerichtshof offenkundig sind, die fir die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, davon

auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat nach Absatz eins, Schutz vor Verfolgung findet.

GemalR8 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz zurtickgewiesen wird und kein Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs.
2 vorliegt.GemaR Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz
mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz zurickgewiesen wird und kein Fall der
Paragraphen 8, Absatz 3 a, oder 9 Absatz 2, vorliegt.

Nach 8 10 Abs. 2 AsylG 2005 sind Ausweisungen nach Abs. 1 unzulassig, wennNach Paragraph 10, Absatz 2, AsylG 2005
sind Ausweisungen nach Absatz eins, unzuldssig, wenn

1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen2. diese eine
Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen:

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;

b) das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;
c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;
f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstoRe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und

Einwanderungsrechts;

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten

ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren;

i) die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen

Verzégerungen begrindet ist.

Gemal § 10 Abs. 3 AsylG 2005 ist dann, wenn die Durchfiihrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des
Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, die

Durchfiihrung fir die notwendige Zeit aufzuschieben.GemaR Paragraph 10, Absatz 3, AsylG 2005 ist dann, wenn die
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Durchfuhrung der Ausweisung aus Grinden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Artikel 3,
EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, die Durchfihrung flr die notwendige Zeit aufzuschieben.

Nach § 10 Abs. 4 AsylG 2005 gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemal Abs. 1 Z 1 verbunden ist, stets
auch als Feststellung der Zulassigkeit der Zurtickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden
Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverziglich auszureisen.Nach Paragraph 10, Absatz 4,
AsylG 2005 gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemal3 Absatz eins, Ziffer eins, verbunden ist, stets auch
als Feststellung der Zulassigkeit der Zurickweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat.
Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzulglich auszureisen.

Gemal § 10 Abs. 5 AsylG 2005 ist Uber die Zulassigkeit der Ausweisung jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemdaf3 § 10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Ausweisung ist
nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht,
die ihrem Wesen nach nicht bloR voribergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung
schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsbiirger oder Personen, die
Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 88§
51 ff NAG) verflgen, unzuldssig ware.Gemall Paragraph 10, Absatz 5, AsylG 2005 ist Uber die Zulassigkeit der
Ausweisung jedenfalls begrindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemal Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2,
auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die
ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umsténden beruht, die ihrem Wesen nach nicht
blof3 vortbergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat-
und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsbiirger oder Personen, die Gber ein gemeinschaftsrechtliches
Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder Paragraphen 51, ff NAG)

verflgen, unzulassig ware.

Gemal3 § 10 Abs. 6 AsylG 2005 bleiben Ausweisungen nach Abs. 1 binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden
aufrecht.Gemal Paragraph 10, Absatz 6, AsylG 2005 bleiben Ausweisungen nach Absatz eins, binnen 18 Monaten ab
einer Ausreise des Fremden aufrecht.

§ 10 Abs. 7 AsylG 2005 ordnet Folgendes an: Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als durchsetzbare
Ruckkehrentscheidung nach dem FPG und hat der Fremde binnen einer Frist von 14 Tagen freiwillig auszureisen. Eine
Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein Rickkehrverbot erlassen wurde und fur
die Falle einer zurlckweisenden Entscheidung gemaR & 5 AsylG 2005 oder § 68 AVG sowie wenn eine Entscheidung auf
Grund eines Verfahrens gemdafl § 38 durchfihrbar wird; in diesen Féllen hat der Fremde unverzlglich
auszureisen.Paragraph 10, Absatz 7, AsylG 2005 ordnet Folgendes an: Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als
durchsetzbare Ruckkehrentscheidung nach dem FPG und hat der Fremde binnen einer Frist von 14 Tagen freiwillig
auszureisen. Eine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein Rickkehrverbot erlassen
wurde und fur die Félle einer zurlickweisenden Entscheidung gemal3 Paragraph 5, AsylG 2005 oder Paragraph 68, AVG
sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemaf Paragraph 38, durchfihrbar wird; in diesen Fallen
hat der Fremde unverziglich auszureisen.

Gemal? § 10 Abs. 8 AsylG 2005 ist der Fremde mit Erlassung der Ausweisung Uber seine Pflicht zur unverziglichen oder
fristgerechten Ausreise und gegebenenfalls Uber die Moglichkeit eines Antrages auf Verldangerung der Frist fur die
freiwillige Ausreise bei der ortlich zustandigen Fremdenpolizeibehdrde (8 55a FPG) zu informieren, insbesondere auf
Ruckkehrhilfe, sowie auf mogliche fremdenpolizeiliche Mallnahmen zur Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (8 46
FPG) hinzuweisen.Gemal Paragraph 10, Absatz 8, AsylG 2005 ist der Fremde mit Erlassung der Ausweisung Uber seine
Pflicht zur unverziglichen oder fristgerechten Ausreise und gegebenenfalls Uber die Méglichkeit eines Antrages auf
Verlangerung der Frist fur die freiwillige Ausreise bei der Ortlich zustandigen Fremdenpolizeibehérde (Paragraph 55 a,
FPG) zu informieren, insbesondere auf Ruckkehrhilfe, sowie auf mogliche fremdenpolizeiliche MalRnahmen zur
Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (Paragraph 46, FPG) hinzuweisen.

Laut Art. 3 Abs. 2 Dublin-Verordnung kann abweichend von Abs. 1 jeder Mitgliedstaat einen von einem
Drittstaatsangehorigen eingereichten Asylantrag prufen, auch wenn er nach den in dieser Verordnung festgelegten
Kriterien nicht fur die Prifung zustandig ist. Der betreffende Mitgliedstaat wird dadurch zum zusténdigen Mitgliedstaat
im Sinne dieser Verordnung und Ubernimmt die mit dieser Zustandigkeit einhergehenden Verpflichtungen.
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Gegebenenfalls unterrichtet er den zuvor zustandigen Mitgliedstaat, den Mitgliedstaat, der ein Verfahren zur
Bestimmung des zustandigen Staates durchfihrt, oder den Mitgliedstaat, an den ein Aufnahme- oder
Wiederaufnahmegesuch gerichtet wurde.Laut Artikel 3, Absatz 2, Dublin-Verordnung kann abweichend von Absatz
eins, jeder Mitgliedstaat einen von einem Drittstaatsangehdrigen eingereichten Asylantrag prufen, auch wenn er nach
den in dieser Verordnung festgelegten Kriterien nicht fur die Prifung zustandig ist. Der betreffende Mitgliedstaat wird
dadurch zum zustandigen Mitgliedstaat im Sinne dieser Verordnung und Ubernimmt die mit dieser Zustandigkeit
einhergehenden Verpflichtungen. Gegebenenfalls unterrichtet er den zuvor zustandigen Mitgliedstaat, den
Mitgliedstaat, der ein Verfahren zur Bestimmung des zustandigen Staates durchfiihrt, oder den Mitgliedstaat, an den
ein Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuch gerichtet wurde.

In den Art. 5ff Dublin-Verordnung werden die Kriterien aufgezahlt, nach denen der zusténdige Mitgliedstaat bestimmt
wird.In den Artikel 5 f, f, Dublin-Verordnung werden die Kriterien aufgezahlt, nach denen der zustdndige Mitgliedstaat
bestimmt wird.

Art. 13 Dublin-Verordnung sieht fir den Fall, dass sich anhand der Kriterien dieser Verordnung nicht bestimmen lasst,
welchem Mitgliedstaat die Prifung des Asylantrags obliegt, vor, dass der erste Mitgliedstaat, in dem der Asylantrag
gestellt wurde, flr dessen Priifung zustandig ist.Artikel 13, Dublin-Verordnung sieht fir den Fall, dass sich anhand der
Kriterien dieser Verordnung nicht bestimmen lasst, welchem Mitgliedstaat die Prifung des Asylantrags obliegt, vor,
dass der erste Mitgliedstaat, in dem der Asylantrag gestellt wurde, fir dessen Prifung zustandig ist.

Gemald Art. 16 Abs. 1 lit. e Dublin-Verordnung ist der Mitgliedstaat, der nach der vorliegenden Verordnung zur Prifung
des Asylantrags zustandig ist, gehalten, einen Drittstaatsangehdrigen, dessen Antrag er abgelehnt hat und der sich
unerlaubt im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats aufhdlt, nach MaRgabe des Art. 20 wieder
aufzunehmen.GemaR Artikel 16, Absatz eins, Litera e, Dublin-Verordnung ist der Mitgliedstaat, der nach der
vorliegenden Verordnung zur Prifung des Asylantrags zustandig ist, gehalten, einen Drittstaatsangehdrigen, dessen
Antrag er abgelehnt hat und der sich unerlaubt im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats aufhalt, nach MaRRgabe
des Artikel 20, wieder aufzunehmen.

Die Beurteilung der Rechtsfrage ergab, dass die Beschwerde zu beiden Spruchpunkten abzuweisen ist:

Zur Frage der Unzustindigkeit Osterreichs ist dem Bundesasylamt beizupflichten, dass sich aus dem festgestellten
Sachverhalt die Zustandigkeit Danemarks ergibt, und zwar gemaR Art. 13 bzw. Art. 3 Abs. 2 und Art. 16 Abs. 1 lit. e
Dublin-Verordnung.Zur Frage der Unzustindigkeit Osterreichs ist dem Bundesasylamt beizupflichten, dass sich aus
dem festgestellten Sachverhalt die Zustandigkeit Danemarks ergibt, und zwar gemaR Artikel 13, bzw. Artikel 3, Absatz 2
und Artikel 16, Absatz eins, Litera e, Dublin-Verordnung.

In einem Wiederaufnahmeverfahren nach Art. 16 Dublin-Verordnung findet eine neuerliche Uberpriifung der
Richtigkeit der seinerzeit erfolgten Zustandigkeitsbestimmung nicht mehr statt, es ist vielmehr lediglich zu prifen, ob
die Zustandigkeit inzwischen wieder erloschen ist (vgl. Filzwieser/Sprung, Dublin Il - Verordnung?, K 5 zu Art. 16). Es ist
allerdings eine Auseinandersetzung mit der Frage erforderlich, auf welcher Bestimmung diese Zustandigkeit des
ersuchten Mitgliedstaates beruht (VfGH 27.06.2012, U 462/12-12). Im vorliegenden Fall gibt es fir die Zustandigkeit
eines anderen Mitgliedstaates als Danemark keine Anhaltspunkte.ln einem Wiederaufnahmeverfahren nach Artikel 16,
Dublin-Verordnung findet eine neuerliche Uberpriiffung der Richtigkeit der seinerzeit erfolgten
Zustandigkeitsbestimmung nicht mehr statt, es ist vielmehr lediglich zu prifen, ob die Zustandigkeit inzwischen wieder
erloschen ist vergleiche Filzwieser/Sprung, Dublin rémisch zwei - Verordnung?, K 5 zu Artikel 16,). Es ist allerdings eine
Auseinandersetzung mit der Frage erforderlich, auf welcher Bestimmung diese Zustandigkeit des ersuchten
Mitgliedstaates beruht (VfGH 27.06.2012, U 462/12-12). Im vorliegenden Fall gibt es fir die Zustandigkeit eines anderen
Mitgliedstaates als Danemark keine Anhaltspunkte.

Der Asylgerichtshof hegt an der Volljahrigkeit des Beschwerdefuhrers keine Zweifel, weil nach seinen eigenen Angaben
in Danemark ein medizinisches Altersfeststellungsgutachten einschlieBlich Rontgenuntersuchung der Hande und der
Zahne durchgefuhrt wurde. Dabei wurde als spatester Geburtstag der XXX festgestellt. Bei der Erstbefragung in
Osterreich im Méarz 2013 war der Beschwerdefiihrer also jedenfalls Giber 20 Jahre alt. Die Behauptung eines Alters von
16 Jahren und 7 Monaten zu diesem Zeitpunkt stellt sich demnach als unplausibel dar. Der Beschwerdefuhrer legte
keine Beweismittel zu seinem Alter vor und erwies sich zudem wegen seiner widersprichlichen Angaben zum
Reiseweg auch als personlich unglaubwirdig.Der Asylgerichtshof hegt an der Volljahrigkeit des Beschwerdefihrers
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keine Zweifel, weil nach seinen eigenen Angaben in Danemark ein medizinisches Altersfeststellungsgutachten
einschlieBlich Réntgenuntersuchung der Hande und der Zdhne durchgefihrt wurde. Dabei wurde als spatester
Geburtstag der romisch 30 festgestellt. Bei der Erstbefragung in Osterreich im Marz 2013 war der Beschwerdefiihrer
also jedenfalls Uber 20 Jahre alt. Die Behauptung eines Alters von 16 Jahren und 7 Monaten zu diesem Zeitpunkt stellt
sich demnach als unplausibel dar. Der Beschwerdeflhrer legte keine Beweismittel zu seinem Alter vor und erwies sich
zudem wegen seiner widerspruchlichen Angaben zum Reiseweg auch als persénlich unglaubwtirdig.

Es sind auch aus der Aktenlage keine Hinweise darauf ersichtlich, dass die Durchfuhrung der Konsultationen im
gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, dass von Willkiir im Rechtssinn zu sprechen ware und die
Zustandigkeitserklarung des genannten Mitgliedstaates aus diesem Grund wegen Verletzung der unionsrechtlichen
Verfahrensgrundsatze ausnahmsweise keinen Bestand haben kdnnte. Das Konsultationsverfahren erfolgte mangelfrei
(zur WillkGirschranke vgl. Filzwieser, Subjektiver Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin Il VO - Gemeinschaftsrecht
und Menschenrechte, migralex, 1/2007, 22ff).Es sind auch aus der Aktenlage keine Hinweise darauf ersichtlich, dass
die Durchfihrung der Konsultationen im gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, dass von Willkir im
Rechtssinn zu sprechen ware und die Zustandigkeitserklarung des genannten Mitgliedstaates aus diesem Grund
wegen Verletzung der unionsrechtlichen Verfahrensgrundsatze ausnahmsweise keinen Bestand haben kdnnte. Das
Konsultationsverfahren erfolgte mangelfrei (zur Willkiirschranke vergleiche Filzwieser, Subjektiver Rechtsschutz und
Vollziehung der Dublin rémisch zwei VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migralex, 1 aus 2007,, 22ff).

Zu einer Verpflichtung Osterreichs, von seinem Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs. 2 Dublin-Verordnung Gebrauch zu
machen, wird bemerkt:Zu einer Verpflichtung Osterreichs, von seinem Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2,
Dublin-Verordnung Gebrauch zu machen, wird bemerkt:

Die Erlauterungen zur Regierungsvorlage betreffend das Fremdenrechtspaket 2005 fihren zu§ 5 Abs. 3 AsylG 2005
Folgendes aus (952 BIgNR, XXII. GP):Die Erlduterungen zur Regierungsvorlage betreffend das Fremdenrechtspaket 2005
flhren zu Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 Folgendes aus (952 BIgNR, romisch 22 . GP):

"Es ist davon auszugehen, dass diese Staaten Asylwerbern ein faires, den rechtsstaatlichen und vélkerrechtlichen
Vorschriften entsprechendes Asylverfahren einrdumen. Im zweiten Erwagungsgrund der Prdambel zur Dublin-
Verordnung ist ausdrlcklich festgehalten, dass sich die Mitgliedstaaten als "sichere Staaten" - insbesondere die
Grundsatze des Non-Refoulements beachtend - fir Drittstaatsangehdrige ansehen. Daher normiert Abs. 3 eine
Beweisregel, nach der der Asylwerber besondere Griinde vorbringen muss, die fir die reale Gefahr eines fehlenden
Verfolgungsschutzes sprechen. Unter realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegriindete
Gefahr moglicher Konsequenzen fir den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen (vgl. etwa VwGH 19.2.2004, 99/20/0573,
mwN auf die Judikatur des EGMR). Im Erkenntnis des VWGH vom 31.3.2005, 2002/20/0582, fihrt dieser - noch zum
AsylG 1997 - aus, dass es fur die Frage der Zulassigkeit einer Abschiebung in einen anderen Mitgliedstaat aufgrund des
Dublin-Ubereinkommens nicht darauf ankommt, dass dieser Mitgliedstaat dem Asylwerber alle Verfahrensrechte nach
Art. 13 EMRK einrdaumt. Verlangt sei statt einer detaillierten Bewertung der diesbeziglichen Rechtslage des anderen
Mitgliedstaats lediglich eine ganzheitliche Bewertung der moglichen Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK durch
Osterreich durch die Uberstellung. Dabei ist auf die "real risk" - Judikatur des EGMR abzustellen. Die Gefahrenprognose
hat sich auf die personliche Situation des Betroffenen zu beziehen. Dies wird durch die neue Beweisregel des Abs. 3 fur
Verfahren nach 8§ 5 hervorgehoben, wobei der Gesetzgeber davon ausgeht, dass die Behdrde entweder notorisch von
solchen Umstanden - die nur nach einer entscheidenden Anderung zum jetzigen Zustand im jeweiligen Staat vorliegen
kdnnen - weill oder diese vom Asylwerber glaubhaft gemacht werden mussen.""Es ist davon auszugehen, dass diese
Staaten Asylwerbern ein faires, den rechtsstaatlichen und vélkerrechtlichen Vorschriften entsprechendes
Asylverfahren einrdumen. Im zweiten Erwdagungsgrund der Praambel zur Dublin-Verordnung ist ausdriicklich
festgehalten, dass sich die Mitgliedstaaten als "sichere Staaten" - insbesondere die Grundsatze des Non-Refoulements
beachtend - fur Drittstaatsangehorige ansehen. Daher normiert Absatz 3, eine Beweisregel, nach der der Asylwerber
besondere Grinde vorbringen muss, die fur die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes sprechen. Unter
realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegriindete Gefahr méglicher Konsequenzen fur
den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen vergleiche etwa VwWGH 19.2.2004, 99/20/0573, mwN auf die Judikatur des
EGMR). Im Erkenntnis des VwGH vom 31.3.2005, 2002/20/0582, fuhrt dieser - noch zum AsylG 1997 - aus, dass es fur
die Frage der Zul3ssigkeit einer Abschiebung in einen anderen Mitgliedstaat aufgrund des Dublin-Ubereinkommens
nicht darauf ankommt, dass dieser Mitgliedstaat dem Asylwerber alle Verfahrensrechte nach Artikel 13, EMRK
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einrdumt. Verlangt sei statt einer detaillierten Bewertung der diesbeziglichen Rechtslage des anderen Mitgliedstaats
lediglich eine ganzheitliche Bewertung der moglichen Gefahr einer Verletzung des Artikel 3, EMRK durch Osterreich
durch die Uberstellung. Dabei ist auf die "real risk" - Judikatur des EGMR abzustellen. Die Gefahrenprognose hat sich
auf die personliche Situation des Betroffenen zu beziehen. Dies wird durch die neue Beweisregel des Absatz 3, fur
Verfahren nach Paragraph 5, hervorgehoben, wobei der Gesetzgeber davon ausgeht, dass die Behoérde entweder
notorisch von solchen Umstinden - die nur nach einer entscheidenden Anderung zum jetzigen Zustand im jeweiligen
Staat vorliegen kdnnen - weil3 oder diese vom Asylwerber glaubhaft gemacht werden mussen."

Nach der - zur Vorlauferbestimmung im Asylgesetz 1997 ergangenen - Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes
(VfGH 15.10.2004, G 237/03; 17.6.2005, B 336/05) sehe die Dublin-Verordnung vor, dass jeder Mitgliedstaat - auch
wenn ein anderer Mitgliedstaat nach den Kriterien der Verordnung zustandig wdre - einen von einem
Drittstaatsangehorigen eingebrachten Asylantrag selbst prifen kdnne (Art. 3 Abs. 2). Er werde damit zum zustandigen
Mitgliedstaat (sog. Selbsteintrittsrecht). Ein solches Selbsteintrittsrecht sei schon im - noch heute flr das Verhaltnis zu
Danemark geltenden - Dubliner Ubereinkommen vorgesehen gewesen. Der Europaische Gerichtshof fiir
Menschenrechte habe zum Dubliner Ubereinkommen ausgesprochen, dass derartige Vereinbarungen die
Mitgliedstaaten nicht von ihren Verpflichtungen aus der Konvention entbinden (7.3.2000, 3844/98, T. I./Vereinigtes
Konigreich; 12.1.1998, 32829/96, Iruretagoyena/Frankreich; 5.2.2002, 51564/99, Conka/Belgien). Im Erkenntnis VfSlg.
16.122/2001 hatte der Verfassungsgerichtshof aus Anlass der Anfechtung des & 5 AsylG in der Stammfassung im
Hinblick auf das Dubliner Ubereinkommen ausgefiihrt, dass das dort "in Art. 3 Abs. 4 festgelegte Eintrittsrecht
Osterreichs als Mitgliedstaat des Dubliner Ubereinkommens zwingend zu beriicksichtigen" sei. Dieses Eintrittsrecht
schaffe "nicht etwa ein durch innerstaatliche Rechtsvorschriften ausschaltbares Recht Osterreichischer Staatsorgane,
die betreffende Asylsache an sich zu ziehen, sondern verpflichtet die zustédndige Asylbehdrde unter bestimmten
Voraussetzungen zur Sachentscheidung in der Asylsache und damit mittelbar dazu, keine Zustandigkeitsbestimmung i.
S. d. 8 5 vorzunehmen und von der Annahme einer negativen Prozessvoraussetzung in der Asylsache abzusehen." Eine
"strikte, zu einer Grundrechtswidrigkeit fiuhrende Auslegung (und somit Handhabung) des & 5 Abs. 1 [sei] durch die
Heranziehung des Art. 3 Abs. 4 des Dubliner Ubereinkommens von der Asylbehérde zu vermeiden". Der
Verfassungsgerichtshof ging im Hinblick auf die inhaltlich gleiche Regelung in der Dublin-Verordnung davon aus, dass
diese zum Dubliner Ubereinkommen angestellten Uberlegungen auch fiir das Selbsteintrittsrecht des Art. 3 Abs. 2
Dublin-Verordnung zutreffen.Nach der - zur Vorlduferbestimmung im Asylgesetz 1997 ergangenen - Rechtsprechung
des Verfassungsgerichtshofes (VfGH 15.10.2004, G 237/03; 17.6.2005, B 336/05) sehe die Dublin-Verordnung vor, dass
jeder Mitgliedstaat - auch wenn ein anderer Mitgliedstaat nach den Kriterien der Verordnung zustandig ware - einen
von einem Drittstaatsangehorigen eingebrachten Asylantrag selbst prifen kdnne (Artikel 3, Absatz 2,). Er werde damit
zum zustandigen Mitgliedstaat (sog. Selbsteintrittsrecht). Ein solches Selbsteintrittsrecht sei schon im - noch heute fur
das Verhaltnis zu Danemark geltenden - Dubliner Ubereinkommen vorgesehen gewesen. Der Européische Gerichtshof
fir Menschenrechte habe zum Dubliner Ubereinkommen ausgesprochen, dass derartige Vereinbarungen die
Mitgliedstaaten nicht von ihren Verpflichtungen aus der Konvention entbinden (7.3.2000, 3844/98, T. rOmisch
eins./Vereinigtes Konigreich; 12.1.1998, 32829/96, Iruretagoyena/Frankreich; 5.2.2002, 51564/99, Conka/Belgien). Im
Erkenntnis VfSlg. 16.122 aus 2001, hatte der Verfassungsgerichtshof aus Anlass der Anfechtung des Paragraph 5, AsylG
in der Stammfassung im Hinblick auf das Dubliner Ubereinkommen ausgefiihrt, dass das dort "in Artikel 3, Absatz 4,
festgelegte Eintrittsrecht Osterreichs als Mitgliedstaat des Dubliner Ubereinkommens zwingend zu beriicksichtigen"
sei. Dieses Eintrittsrecht schaffe "nicht etwa ein durch innerstaatliche Rechtsvorschriften ausschaltbares Recht
Osterreichischer Staatsorgane, die betreffende Asylsache an sich zu ziehen, sondern verpflichtet die zustandige
Asylbehorde unter bestimmten Voraussetzungen zur Sachentscheidung in der Asylsache und damit mittelbar dazu,
keine Zustandigkeitsbestimmung i. S. d. Paragraph 5, vorzunehmen und von der Annahme einer negativen
Prozessvoraussetzung in der Asylsache abzusehen." Eine "strikte, zu einer Grundrechtswidrigkeit fihrende Auslegung
(und somit Handhabung) des Paragraph 5, Absatz eins, [sei] durch die Heranziehung des Artikel 3, Absatz 4, des
Dubliner Ubereinkommens von der Asylbehérde zu vermeiden". Der Verfassungsgerichtshof ging im Hinblick auf die
inhaltlich gleiche Regelung in der Dublin-Verordnung davon aus, dass diese zum Dubliner Ubereinkommen
angestellten Uberlegungen auch fiir das Selbsteintrittsrecht des Artikel 3, Absatz 2, Dublin-Verordnung zutreffen.

Nach der einschlagigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (z. B. VwGH 23.01.2007,2006/01/0949;
26.7.2005, 2005/20/0224) zeigten die Erlduterungen zur Regierungsvorlage, dass sich die zur verfassungskonformen
Auslegung des 8 5 AsylG ergangene Rechtsprechung der Gerichtshofe des offentlichen Rechtes auch auf die neue
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Rechtslage Ubertragen lasse. So habe der Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 17.06.2005, B 336/05,
bereits festgehalten, dass eine Nachprifung durch die &sterreichischen Behérden, ob ein der Dublin-Verordnung
unterliegender Mitgliedstaat fur Asylwerber aus Drittstaaten generell sicher sei, nicht zu erfolgen habe, weil die
entsprechende Vergewisserung durch den Rat der Europdischen Gemeinschaften ohnedies erfolgt sei. Insofern sei
auch der Verfassungsgerichtshof an die gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben gebunden. Indem die Dublin-Verordnung
den Asylbehdrden der Mitgliedstaaten aber ein Eintrittsrecht einrdume, sei eine Nachprufung der grundrechtlichen
Auswirkungen einer Uberstellung eines Asylwerbers in einen anderen Mitgliedstaat im Einzelfall auch
gemeinschaftsrechtlich zuléssig. Sollte die innerstaatliche Uberpriifung der Auswirkungen ergeben, dass Grundrechte
des betreffenden Asylwerbers etwa durch eine Kettenabschiebung bedroht sind, so sei aus innerstaatlichen
verfassungsrechtlichen Griinden das Eintrittsrecht zwingend auszutben. Die grundrechtskonforme Interpretation des
Asylgesetzes mache eine Bedachtnahme auf die - in Osterreich in Verfassungsrang stehenden - Bestimmungen der
EMRK notwendig. Die Asylbehdrden mussten bei Entscheidungen nach § 5 AsylG auch Art. 3 EMRK berUcksichtigen,
aus dieser Bestimmung ergebe sich - unbeschadet internationaler Vereinbarungen oder gemeinschaftsrechtlicher
Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen - das Erfordernis, auf ein allfalliges Risiko einer
Kettenabschiebung bei Uberstellung eines Asylwerbers in einen anderen Mitgliedstaat Riicksicht zu nehmen.
Malgeblich fir die Wahrnehmung des Eintrittsrechtes sei, ob eine Gefahrenprognose zu treffen ist, der zufolge ein -
Uber eine bloBe Moglichkeit hinausgehendes - ausreichend substanziiertes "real risk" besteht, der auf Grund der
Dublin-Verordnung in den zustdndigen Mitgliedstaat ausgewiesene Asylwerber werde trotz Berechtigung seines
Schutzbegehrens, also auch im Falle der Glaubhaftmachung des von ihm behaupteten Bedrohungsbildes im Zielstaat,
der Gefahr einer - direkten oder indirekten - Abschiebung in den Herkunftsstaat ausgesetzt sein. Diese Grundsatze
hatten auch flr die Auslegung des § 5 AsylG 2005 weiterhin Beachtung zu finden (VwGH 25.04.2006,2006/19/0673;
31.03.2005, 2002/20/0582). Dem Gesetzgeber sei es darum gegangen, mit8 5 Abs. 3 AsylG 2005 eine "Beweisregel" zu
schaffen, die es - im Hinblick auf die vom Rat der Europadischen Union vorgenommene normative Vergewisserung -
grundsatzlich nicht notwendig mache, die Sicherheit des Asylwerbers vor "Verfolgung" in dem nach der Dublin-
Verordnung zustandigen Mitgliedstaat (insbesondere gemeint im Sinne der Achtung der Grundsadtze des Non-
Refoulements durch diesen Staat) von Amts wegen in Zweifel zu ziehen. Die damit aufgestellte Sicherheitsvermutung
sei jedoch widerlegt, wenn besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen seien, glaubhaft gemacht
wlrden oder bei der Behdrde offenkundig seien, die fur die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung in
diesem Mitgliedstaat sprachen. Die Wendung "in der Person des Asylwerbers gelegene besondere Grinde" gleiche
schon ihrem Wortlaut nach dem § 4 Abs. 2 AsylG. Zu dieser Bestimmung habe der Verfassungsgerichtshof in dem
Erkenntnis vom 15.10.2004, G 237/03, ausgefuhrt, die Regelung durfe nicht eng ausgelegt werden und erfasse alle
Umstande, die sich auf die besondere Situation des einzelnen Asylwerbers auswirken, daher auch solche, die durch die
Anderung der Rechtslage oder der Behérdenpraxis bewirkt werden. Der Verwaltungsgerichtshof gehe - mangels
gegenteiliger Anhaltspunkte in den Materialien zum AsylG 2005 - davon aus, dass diese Auslegung auch fur 8 5 Abs. 3
AsylG 2005 maRgeblich sei. Was die Frage der "Beweislast" anbelange, so sei vorweg klarzustellen, dass bei Vorliegen
"offenkundiger" Grunde (vgl. § 45 Abs. 1 AVG, Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze 12, 1998, E 27 zu§ 45 AVG)
eine Mitwirkung des Asylwerbers zur Widerlegung der in 8 5 Abs. 3 AsylG 2005 implizit aufgestellten Vermutung nicht
erforderlich sei. Davon abgesehen liege es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fiir die reale Gefahr eines
fehlenden Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu
werde es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstatte, warum die
Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes,
insbesondere einer Verletzung von Art. 3 EMRK, nach sich ziehen kdnnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeuge,
dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist. Es verstehe sich von selbst, dass bei der Beurteilung,
ob die geforderte "Glaubhaftmachung" gelungen ist, der besonderen Situation von Asylwerbern, die haufig keine
Moglichkeit der Beischaffung von entsprechenden Beweisen hatten, Rechnung getragen werden musse. Habe der
Asylwerber die oben angesprochenen besonderen Griunde glaubhaft gemacht, sei die dem & 5 Abs. 3 AsylG 2005
immanente Vermutung der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit vor Verfolgung widerlegt. In diesem Fall
seien die Asylbehdrden gehalten, allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts wegen durchzufiihren,
um die (nach der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte und der Gerichtshofe des
éffentlichen Rechtes erforderliche) Prognose, der Asylwerber werde bei Uberstellung in den zustidndigen Mitgliedstaat
der realen Gefahr ("real risk") einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt sein, erstellen zu
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kénnen. Diese Ermittlungspflicht ergebe sich aus § 18 AsylG 2005, die insoweit von8 5 Abs. 3 AsylG 2005 unberthrt
bleibe.Nach der einschlagigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (z. B. VwGH 23.01.2007,2006/01/0949;
26.7.2005, 2005/20/0224) zeigten die Erlduterungen zur Regierungsvorlage, dass sich die zur verfassungskonformen
Auslegung des Paragraph 5, AsylG ergangene Rechtsprechung der Gerichtshofe des 6ffentlichen Rechtes auch auf die
neue Rechtslage Ubertragen lasse. So habe der Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 17.06.2005, B
336/05, bereits festgehalten, dass eine Nachprifung durch die 6sterreichischen Behorden, ob ein der Dublin-
Verordnung unterliegender Mitgliedstaat flr Asylwerber aus Drittstaaten generell sicher sei, nicht zu erfolgen habe,
weil die entsprechende Vergewisserung durch den Rat der Europédischen Gemeinschaften ohnedies erfolgt sei.
Insofern sei auch der Verfassungsgerichtshof an die gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben gebunden. Indem die Dublin-
Verordnung den Asylbehérden der Mitgliedstaaten aber ein Eintrittsrecht einrdume, sei eine Nachprifung der
grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung eines Asylwerbers in einen anderen Mitgliedstaat im Einzelfall auch
gemeinschaftsrechtlich zuléssig. Sollte die innerstaatliche Uberpriifung der Auswirkungen ergeben, dass Grundrechte
des betreffenden Asylwerbers etwa durch eine Kettenabschiebung bedroht sind, so sei aus innerstaatlichen
verfassungsrechtlichen Griinden das Eintrittsrecht zwingend auszulben. Die grundrechtskonforme Interpretation des
Asylgesetzes mache eine Bedachtnahme auf die - in Osterreich in Verfassungsrang stehenden - Bestimmungen der
EMRK notwendig. Die Asylbehérden mussten bei Entscheidungen nach Paragraph 5, AsylG auch Artikel 3, EMRK
bertcksichtigen, aus dieser Bestimmung ergebe sich - unbeschadet internationaler Vereinbarungen oder
gemeinschaftsrechtlicher Regelungen (ber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen - das Erfordernis, auf ein
allfdlliges Risiko einer Kettenabschiebung bei Uberstellung eines Asylwerbers in einen anderen Mitgliedstaat Riicksicht
zu nehmen. MaRgeblich fur die Wahrnehmung des Eintrittsrechtes sei, ob eine Gefahrenprognose zu treffen ist, der
zufolge ein - Uber eine bloRe Moglichkeit hinausgehendes - ausreichend substanziiertes "real risk" besteht, der auf
Grund der Dublin-Verordnung in den zustandigen Mitgliedstaat ausgewiesene Asylwerber werde trotz Berechtigung
seines Schutzbegehrens, also auch im Falle der Glaubhaftmachung des von ihm behaupteten Bedrohungsbildes im
Zielstaat, der Gefahr einer - direkten oder indirekten - Abschiebung in den Herkunftsstaat ausgesetzt sein. Diese
Grundsatze héatten auch fir die Auslegung des Paragraph 5, AsylG 2005 weiterhin Beachtung zu finden (VwGH
25.04.2006, 2006/19/0673; 31.03.2005,2002/20/0582). Dem Gesetzgeber sei es darum gegangen, mit Paragraph 5,
Absatz 3, AsylG 2005 eine "Beweisregel" zu schaffen, die es - im Hinblick auf die vom Rat der Européischen Union
vorgenommene normative Vergewisserung - grundsatzlich nicht notwendig mache, die Sicherheit des Asylwerbers vor
"Verfolgung" in dem nach der Dublin-Verordnung zustandigen Mitgliedstaat (insbesondere gemeint im Sinne der
Achtung der Grundsatze des Non-Refoulements durch diesen Staat) von Amts wegen in Zweifel zu ziehen. Die damit
aufgestellte Sicherheitsvermutung sei jedoch widerlegt, wenn besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers
gelegen seien, glaubhaft gemacht wirden oder bei der Behorde offenkundig seien, die fir die reale Gefahr des
fehlenden Schutzes vor Verfolgung in diesem Mitgliedstaat sprachen. Die Wendung "in der Person des Asylwerbers
gelegene besondere Griinde" gleiche schon ihrem Wortlaut nach dem Paragraph 4, Absatz 2, AsylG. Zu dieser
Bestimmung habe der Verfassungsgerichtshof in dem Erkenntnis vom 15.10.2004, G 237/03, ausgefuhrt, die Regelung
durfe nicht eng ausgelegt werden und erfasse alle Umstande, die sich auf die besondere Situation des einzelnen
Asylwerbers auswirken, daher auch solche, die durch die Anderung der Rechtslage oder der Behérdenpraxis bewirkt
werden. Der Verwaltungsgerichtshof gehe - mangels gegenteiliger Anhaltspunkte in den Materialien zum AsylG 2005 -
davon aus, dass diese Auslegung auch fur Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 malRgeblich sei. Was die Frage der
"Beweislast" anbelange, so sei vorweg klarzustellen, dass bei Vorliegen "offenkundiger" Grinde vergleiche Paragraph
45, Absatz eins, AVG; Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze 12, 1998, E 27 zu Paragraph 45, AVG) eine
Mitwirkung des Asylwerbers zur Widerlegung der in Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 implizit aufgestellten
Vermutung nicht erforderlich sei. Davon abgesehen liege es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fir die reale
Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu
machen. Dazu werde es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstatte, warum
die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fir ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes,
insbesondere einer Verletzung von Artikel 3, EMRK, nach sich ziehen kénnte, und er die Asylbehdrden davon
Uberzeuge, dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist. Es verstehe sich von selbst, dass bei der
Beurteilung, ob die geforderte "Glaubhaftmachung" gelungen ist, der besonderen Situation von Asylwerbern, die
haufig keine Moglichkeit der Beischaffung von entsprechenden Beweisen hatten, Rechnung getragen werden musse.
Habe der Asylwerber die oben angesprochenen besonderen Griinde glaubhaft gemacht, sei die dem Paragraph 5,
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Absatz 3, AsylG 2005 immanente Vermutung der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit vor Verfolgung
widerlegt. In diesem Fall seien die Asylbehdrden gehalten, allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts
wegen durchzufuhren, um die (nach der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte und der
Gerichtshéfe des 6ffentlichen Rechtes erforderliche) Prognose, der Asylwerber werde bei Uberstellung in den
zustandigen Mitgliedstaat der realen Gefahr ("real risk") einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden Behandlung
ausgesetzt sein, erstellen zu kdnnen. Diese Ermittlungspflicht ergebe sich aus Paragraph 18, AsylG 2005, die insoweit
von Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 unberthrt bleibe.

Mit der Frage, ab welchem AusmaR von festgestellten Mangeln im Asylsystem des zustandigen Mitgliedstaates der
Union ein Asylwerber von einem anderen Aufenthaltsstaat nicht mehr auf die Inanspruchnahme des Rechtsschutzes
durch die innerstaatlichen Gerichte im zustandigen Mitgliedstaat und letztlich den Europaischen Gerichtshof fir
Menschenrechte zur Wahrnehmung seiner Rechte verwiesen werden darf, sondern vielmehr vom Aufenthaltsstaat
zwingend das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs. 2 Dublin-Verordnung auszulben ist, hat sich der Gerichtshof der
Europaischen Union kirzlich in seinem Urteil vom 21.12.2011, C-411/10 und C-493/10, N.S./Vereinigtes Kdnigreich,
befasst und, ausgehend von der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes flr Menschenrechte in der
Entscheidung vom 02.12.2008, 32733/08, K.R.S./Vereinigtes Kdnigreich, sowie deren Prazisierung mit der Entscheidung
des EGMR vom 21.01.2011, 30696/09, M.S.S./Belgien und Griechenland, ausdrucklich ausgesprochen, dass nicht jede
Verletzung eines Grundrechtes durch den zustandigen Mitgliedstaat (Rn. 82 bis 85), sondern erst systemische Mangel
im Asylverfahren und den Aufnahmebedingungen fir Asylbewerber im zustandigen Mitgliedstaat die Austbung des
Selbsteintrittsrechtes durch den Aufenthaltsstaat gebieten (Rn. 86):Mit der Frage, ab welchem Ausmall von
festgestellten Mangeln im Asylsystem des zustandigen Mitgliedstaates der Union ein Asylwerber von einem anderen
Aufenthaltsstaat nicht mehr auf die Inanspruchnahme des Rechtsschutzes durch die innerstaatlichen Gerichte im
zustandigen Mitgliedstaat und letztlich den Europaischen Gerichtshof fir Menschenrechte zur Wahrnehmung seiner
Rechte verwiesen werden darf, sondern vielmehr vom Aufenthaltsstaat zwingend das Selbsteintrittsrecht nach Artikel
3, Absatz 2, Dublin-Verordnung auszuiiben ist, hat sich der Gerichtshof der Europaischen Union kirzlich in seinem
Urteil vom 21.12.2011, C-411/10 und C-493/10, N.S./Vereinigtes Konigreich, befasst und, ausgehend von der
Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte in der Entscheidung vom 02.12.2008, 32733/08,
K.R.S./Vereinigtes Konigreich, sowie deren Prazisierung mit der Entscheidung des EGMR vom 21.01.2011, 30696/09,
M.S.S./Belgien und Griechenland, ausdricklich ausgesprochen, dass nicht jede Verletzung eines Grundrechtes durch
den zustandigen Mitgliedstaat (Rn. 82 bis 85), sondern erst systemische Mangel im Asylverfahren und den
Aufnahmebedingungen fur Asylbewerber im zustandigen Mitgliedstaat die Ausiibung des Selbsteintrittsrechtes durch
den Aufenthaltsstaat gebieten (Rn. 86):

"75. Das Gemeinsame Europadische Asylsystem stiltzt sich auf die uneingeschrankte und umfassende Anwendung der
Genfer Fluchtlingskonvention und die Versicherung, dass niemand dorthin zurtickgeschickt wird, wo er Verfolgung
ausgesetzt ist. Die Beachtung der Genfer Flichtlingskonvention und des Protokolls von 1967 ist in Art. 18 der Charta
und in Art. 78 AEUV geregelt (vgl. Urteile vom 2. Marz 2010, Salahadin Abdulla u. a., C-175/08, C-176/08, C-178/08 und
C-179/08, Slg. 2010, 1-1493, Randnr. 53, und vom 17. Juni 2010, Bolbol, C-31/09, Slg. 2010, 1-0000, Randnr. 38)."75. Das
Gemeinsame Europaische Asylsystem stitzt sich auf die uneingeschrankte und umfassende Anwendung der Genfer
Fluchtlingskonvention und die Versicherung, dass niemand dorthin zurtickgeschickt wird, wo er Verfolgung ausgesetzt
ist. Die Beachtung der Genfer Flichtlingskonvention und des Protokolls von 1967 ist in Artikel 18, der Charta und in
Artikel 78, AEUV geregelt vergleiche Urteile vom 2. Marz 2010, Salahadin Abdulla u. a., C-175/08, C-176/08, C-178/08
und C-179/08, Slg. 2010, 1-1493, Randnr. 53, und vom 17. Juni 2010, Bolbol, C-31/09, Slg. 2010, 1-0000, Randnr. 38).

76. Wie oben in Randnr. 15 ausgeflhrt, heil3t es in den einzelnen Verordnungen und Richtlinien, die fur die
Ausgangsverfahren einschlagig sind, dass sie die Grundrechte und die mit der Charta anerkannten Grundsatze achten.

77. Nach gefestigter Rechtsprechung haben Uberdies die Mitgliedstaaten nicht nur ihr nationales Recht
unionsrechtskonform auszulegen, sondern auch darauf zu achten, dass sie sich nicht auf eine Auslegung einer
Vorschrift des abgeleiteten Rechts stitzen, die mit den durch die Unionsrechtsordnung geschutzten Grundrechten
oder den anderen allgemeinen Grundsatzen des Unionsrechts kollidiert (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 6. November
2003, Lindqvist, C-101/01, Slg. 2003, 1-12971, Randnr. 87, und vom 26. Juni 2007, Ordre des barreaux francophones et
germanophone u. a., C-305/05, Slg. 2007, 1-5305, Randnr. 28).77. Nach gefestigter Rechtsprechung haben Uberdies die
Mitgliedstaaten nicht nur ihr nationales Recht unionsrechtskonform auszulegen, sondern auch darauf zu achten, dass



sie sich nicht auf eine Auslegung einer Vorschrift des abgeleiteten Rechts stltzen, die mit den durch die
Unionsrechtsordnung geschitzten Grundrechten oder den anderen allgemeinen Grundsatzen des Unionsrechts
kollidiert vergleiche in diesem Sinne Urteile vom 6. November 2003, Lindqvist, C-101/01, Slg. 2003, I-12971, Randnr. 87,
und vom 26. Juni 2007, Ordre des barreaux francophones et germanophone u. a., C-305/05, Slg. 2007, 1-5305, Randnr.
28).

78. Die Prifung der Rechtstexte, die das Gemeinsame Europaische Asylsystem bilden, ergibt, dass dieses in einem
Kontext entworfen wurde, der die Annahme zuldsst, dass alle daran beteiligten Staaten, ob Mitgliedstaaten oder
Drittstaaten, die Grundrechte beachten, einschlieBlich der Rechte, die ihre Grundlage in der Genfer
Flichtlingskonvention und dem Protokoll von 1967 sowie in der EMRK finden, und dass die Mitgliedstaaten einander
insoweit Vertrauen entgegenbringen dirfen.

79. Gerade aufgrund dieses Prinzips des gegenseitigen Vertrauens hat der Unionsgesetzgeber die Verordnung Nr.
343/2003 erlassen und die oben in den Randnrn. 24 bis 26 genannten Ubereinkommen und Abkommen geschlossen,
um die Behandlung der Asylantrage zu rationalisieren und zu verhindern, dass das System dadurch stockt, dass die
staatlichen Behérden mehrere Antrage desselben Antragstellers bearbeiten muissen, und um die Rechtssicherheit
hinsichtlich der Bestimmung des fir die Behandlung des Asylantrags zustandigen Staates zu erhéhen und damit dem
"forum shopping" zuvorzukommen, wobei all dies hauptsachlich bezweckt, die Bearbeitung der Antrdge im Interesse
sowohl der Asylbewerber als auch der teilnehmenden Staaten zu beschleunigen.79. Gerade aufgrund dieses Prinzips
des gegenseitigen Vertrauens hat der Unionsgesetzgeber die Verordnung Nr. 343 aus 2003, erlassen und die oben in
den Randnrn. 24 bis 26 genannten Ubereinkommen und Abkommen geschlossen, um die Behandlung der Asylantrage
zu rationalisieren und zu verhindern, dass das System dadurch stockt, dass die staatlichen Behérden mehrere Antrage
desselben Antragstellers bearbeiten missen, und um die Rechtssicherheit hinsichtlich der Bestimmung des fur die
Behandlung des Asylantrags zustandigen Staates zu erhdhen und damit dem "forum shopping" zuvorzukommen,
wobei all dies hauptsachlich bezweckt, die Bearbeitung der Antrage im Interesse sowohl der Asylbewerber als auch der
teilnehmenden Staaten zu beschleunigen.

80. Unter diesen Bedingungen muss die Vermutung gelten, dass die Behandlung der Asylbewerber in jedem einzelnen
Mitgliedstaat in Einklang mit den Erfordernissen der Charta sowie mit der Genfer Flichtlingskonvention und der EMRK
steht.

81. Allerdings kann nicht ausgeschlossen werden, dass dieses System in der Praxis auf groRere Funktionsstérungen in
einem bestimmten Mitgliedstaat stoRt, so dass eine ernstzunehmende Gefahr besteht, dass Asylbewerber bei einer
Uberstellung in diesen Mitgliedstaat in einer Weise behandelt werden, die mit ihren Grundrechten unvereinbar ist.

82. Dennoch kann daraus nicht geschlossen werden, dass jede Verletzung eines Grundrechts durch den zustandigen
Mitgliedstaat die Verpflichtungen der Ubrigen Mitgliedstaaten zur Beachtung der Bestimmungen der Verordnung Nr.
343/2003 berthren wirde.82. Dennoch kann daraus nicht geschlossen werden, dass jede Verletzung eines
Grundrechts durch den zustandigen Mitgliedstaat die Verpflichtungen der Gbrigen Mitgliedstaaten zur Beachtung der
Bestimmungen der Verordnung Nr. 343 aus 2003, berUhren wiirde.

83. Auf dem Spiel stehen namlich der Daseinsgrund der Union und die Verwirklichung des Raums der Freiheit, der
Sicherheit und des Rechts, konkret des Gemeinsamen Europdischen Asylsystems, das auf gegenseitigem Vertrauen
und einer Vermutung der Beachtung des Unionsrechts, genauer der Grundrechte, durch die anderen Mitgliedstaaten
grandet.

84. Es ware auch nicht mit den Zielen und dem System der Verordnung Nr. 343/2003 vereinbar, wenn der geringste
VerstoR gegen die Richtlinien 2003/9, 2004/83 oder 2005/85 geniigen wiirde, um die Uberstellung eines Asylbewerbers
an den normalerweise zustandigen Mitgliedstaat zu vereiteln. Mit der Verordnung Nr. 343/2003 soll namlich,
ausgehend von der Vermutung, dass die Grundrechte des Asylbewerbers in dem normalerweise fur die Entscheidung
Uber seinen Antrag zustandigen Mitgliedstaat beachtet werden, wie in den Nrn. 124 und 125 der Schlussantrage in der
Rechtssache C-411/10 ausgefiihrt worden ist, eine klare und praktikable Methode eingerichtet werden, mit der rasch
bestimmt werden kann, welcher Mitgliedstaat fur die Entscheidung Uber einen Asylantrag zustandig ist. Zu diesem
Zweck sieht die Verordnung Nr. 343/2003 vor, dass fur die Entscheidung Uber in einem Land der Union gestellte
Asylantrage nur ein Mitgliedstaat zustandig ist, der auf der Grundlage objektiver Kriterien bestimmt wird.84. Es ware
auch nicht mit den Zielen und dem System der Verordnung Nr. 343 aus 2003, vereinbar, wenn der geringste VerstoR3



gegen die Richtlinien 2003/9, 2004/83 oder 2005/85 geniigen wirde, um die Uberstellung eines Asylbewerbers an den
normalerweise zustandigen Mitgliedstaat zu vereiteln. Mit der Verordnung Nr. 343 aus 2003, soll namlich, ausgehend
von der Vermutung, dass die Grundrechte des Asylbewerbers in dem normalerweise fir die Entscheidung tber seinen
Antrag zustandigen Mitgliedstaat beachtet werden, wie in den Nrn. 124 und 125 der Schlussantrage in der Rechtssache
C-411/10 ausgefuhrt worden ist, eine klare und praktikable Methode eingerichtet werden, mit der rasch bestimmt
werden kann, welcher Mitgliedstaat fur die Entscheidung Uber einen Asylantrag zustandig ist. Zu diesem Zweck sieht
die Verordnung Nr. 343 aus 2003, vor, dass fur die Entscheidung Uber in einem Land der Union gestellte Asylantrage
nur ein Mitgliedstaat zustandig ist, der auf der Grundlage objektiver Kriterien bestimmt wird.

85. Wenn aber jeder VerstoR des zustandigen Mitgliedstaats gegen einzelne Bestimmungen der Richtlinien 2003/9,
2004/83 oder 2005/85 zur Folge hatte, dass der Mitgliedstaat, in dem ein Asylantrag eingereicht wurde, daran
gehindert ware, den Antragsteller an den erstgenannten Staat zu Uberstellen, wirde damit den in Kapitel Il der
Verordnung Nr. 343/2003 genannten Kriterien zur Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaats ein zusatzliches
Ausschlusskriterium hinzugeflgt, nach dem geringfligige VerstoRe gegen die Vorschriften dieser Richtlinien in einem
bestimmten Mitgliedstaat dazu fihren kdnnten, dass er von den in dieser Verordnung vorgesehenen Verpflichtungen
entbunden ware. Dies wirde die betreffenden Verpflichtungen in ihrem Kern aushéhlen und die Verwirklichung des
Ziels gefahrden, rasch den Mitgliedstaat zu bestimmen, der fur die Entscheidung Uber einen in der Union gestellten
Asylantrag zustandig ist.85. Wenn aber jeder Versto3 des zustandigen Mitgliedstaats gegen einzelne Bestimmungen
der Richtlinien 2003/9, 2004/83 oder 2005/85 zur Folge hatte, dass der Mitgliedstaat, in dem ein Asylantrag eingereicht
wurde, daran gehindert ware, den Antragsteller an den erstgenannten Staat zu Uberstellen, wiirde damit den in Kapitel
rémisch drei der Verordnung Nr. 343 aus 2003, genannten Kriterien zur Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaats
ein zusatzliches Ausschlusskriterium hinzugefigt, nach dem geringfligige VerstéRe gegen die Vorschriften dieser
Richtlinien in einem bestimmten Mitgliedstaat dazu fuhren kénnten, dass er von den in dieser Verordnung
vorgesehenen Verpflichtungen entbunden ware. Dies wlrde die betreffenden Verpflichtungen in ihrem Kern
aushohlen und die Verwirklichung des Ziels gefdhrden, rasch den Mitgliedstaat zu bestimmen, der fir die
Entscheidung Uber einen in der Union gestellten Asylantrag zustandig ist.

86. Falls dagegen ernsthaft zu befilirchten waére, dass das Asylverfahren und die Aufnahmebedingungen fur
Asylbewerber im zustandigen Mitgliedstaat systemische Mangel aufweisen, die eine unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung der an diesen Mitgliedstaat Uberstellten Asylbewerber im Sinne von Art. 4 der Charta
implizieren, so wére die Uberstellung mit dieser Bestimmung unvereinbar.86. Falls dagegen ernsthaft zu befiirchten
ware, dass das Asylverfahren und die Aufnahmebedingungen fur Asylbewerber im zustandigen Mitgliedstaat
systemische Mangel aufweisen, die eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung der an diesen Mitgliedstaat
Uberstellten Asylbewerber im Sinne von Artikel 4, der Charta implizieren, so wére die Uberstellung mit dieser
Bestimmung unvereinbar.

87. Hinsichtlich der Lage in Griechenland ist zwischen den Beteiligten, die vor dem Gerichtshof Erklarungen abgegeben
haben, unstreitig, dass im Jahr 2010 fast 90 % der illegalen Einwanderer Uber diesen Mitgliedstaat in die Union
gelangten, so dass die wegen dieses Zustroms auf ihm liegende Last auBer Verhaltnis zu der Belastung der anderen
Mitgliedstaaten steht und es den griechischen Behorden tatsachlich unmaoglich ist, diesen Zustrom zu bewaltigen. Die
Hellenische Republik hat darauf hingewiesen, dass die Mitgliedstaaten nicht den Vorschlag der Kommission
angenommen hatten, die Anwendung der Verordnung Nr. 343/2003 auszusetzen und diese unter Abschwachung des
Kriteriums der ersten Einreise zu andern.87. Hinsichtlich der Lage in Griechenland ist zwischen den Beteiligten, die vor
dem Gerichtshof Erkldrungen abgegeben haben, unstreitig, dass im Jahr 2010 fast 90 % der illegalen Einwanderer Uber
diesen Mitgliedstaat in die Union gelangten, so dass die wegen dieses Zustroms auf ihm liegende Last auRRer Verhaltnis
zu der Belastung der anderen Mitgliedstaaten steht und es den griechischen Behérden tatsachlich unmoglich ist,
diesen Zustrom zu bewaltigen. Die Hellenische Republik hat darauf hingewiesen, dass die Mitgliedstaaten nicht den
Vorschlag der Kommission angenommen hatten, die Anwendung der Verordnung Nr. 343 aus 2003, auszusetzen und
diese unter Abschwachung des Kriteriums der ersten Einreise zu andern.

88. Bei einem Sachverhalt, der denen der Ausgangsverfahren gleicht, namlich einer Uberstellung eines Asylbewerbers
an Griechenland, den im Sinne der Verordnung Nr. 343/2003 zustandigen Mitgliedstaat, im Juni 2009, hat der
Europadische Gerichtshof fur Menschenrechte u. a. entschieden, dass das Konigreich Belgien gegen Art. 3 EMRK
verstoflen habe, indem es den Beschwerdefiihrer zum einen den sich aus den Mangeln des Asylverfahrens in



Griechenland ergebenden Risiken ausgesetzt habe, da die belgischen Behdérden gewusst hatten oder hatten wissen
mussen, dass eine gewissenhafte Prifung seines Asylantrags durch die griechischen Behdrden in keiner Weise
gewahrleistet gewesen sei, und indem es ihn zum anderen wissentlich Haft- und Existenzbedingungen ausgesetzt
habe, die eine erniedrigende Behandlung darstellten (Urteil des Europdischen Gerichtshofs fur Menschenrechte vom
21. Januar 2011, M.S.S./Belgien und Griechenland, noch nicht im Recueil des arréts et décisions veroffentlicht, §8 358,
360 und 367).88. Bei einem Sachverhalt, der denen der Ausgangsverfahren gleicht, namlich einer Uberstellung eines
Asylbewerbers an Griechenland, den im Sinne der Verordnung Nr. 343 aus 2003, zustandigen Mitgliedstaat, im Juni
2009, hat der Europadische Gerichtshof fir Menschenrechte u. a. entschieden, dass das Kdnigreich Belgien gegen Artikel
3, EMRK verstoRBen habe, indem es den Beschwerdeflihrer zum einen den sich aus den Mangeln des Asylverfahrens in
Griechenland ergebenden Risiken ausgesetzt habe, da die belgischen Behdrden gewusst hatten oder hatten wissen
mussen, dass eine gewissenhafte Prifung seines Asylantrags durch die griechischen Behorden in keiner Weise
gewahrleistet gewesen sei, und indem es ihn zum anderen wissentlich Haft- und Existenzbedingungen ausgesetzt
habe, die eine erniedrigende Behandlung darstellten (Urteil des Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte vom
21. Januar 2011, M.S.S./Belgien und Griechenland, noch nicht im Recueil des arréts et décisions verdffentlicht,
Paragraphen 358, 360 und 367).

89. Das in jenem Urteil beschriebene Ausmal der Beeintrachtigung der Grundrechte zeugt von einer systemischen
Unzulénglichkeit des Asylverfahrens und der Aufnahmebedingungen fir Asylbewerber in Griechenland zur Zeit der
Uberstellung des Beschwerdefiihrers M.S.S.

105. In Anbetracht dessen ist auf die vorgelegten Fragen zu antworten, dass das Unionsrecht der Geltung einer
unwiderlegbaren Vermutung entgegensteht, dass der im Sinne von Art. 3 Abs. 1 der Verordnung Nr. 343/2003 als
zustandig bestimmte Mitgliedstaat die Unionsgrundrechte beachtet.105. In Anbetracht dessen ist auf die vorgelegten
Fragen zu antworten, dass das Unionsrecht der Geltung einer unwiderlegbaren Vermutung entgegensteht, dass der im
Sinne von Artikel 3, Absatz eins, der Verordnung Nr. 343 aus 2003, als zustandig bestimmte Mitgliedstaat die
Unionsgrundrechte beachtet.

106. Art. 4 der Charta ist dahin auszulegen, dass es den Mitgliedstaaten einschlieBlich der nationalen Gerichte obliegt,
einen Asylbewerber nicht an den "zustandigen Mitgliedstaat" im Sinne der Verordnung Nr. 343/2003 zu Uberstellen,
wenn ihnen nicht unbekannt sein kann, dass die systemischen Mangel des Asylverfahrens und der
Aufnahmebedingungen fur Asylbewerber in diesem Mitgliedstaat ernsthafte und durch Tatsachen bestatigte Grinde
far die Annahme darstellen, dass der Antragsteller tatsachlich Gefahr lauft, einer unmenschlichen oder erniedrigenden
Behandlung im Sinne dieser Bestimmung ausgesetzt zu werden.106. Artikel 4, der Charta ist dahin auszulegen, dass es
den Mitgliedstaaten einschlieBlich der nationalen Gerichte obliegt, einen Asylbewerber nicht an den "zustandigen
Mitgliedstaat" im Sinne der Verordnung Nr. 343 aus 2003, zu Uberstellen, wenn ihnen nicht unbekannt sein kann, dass
die systemischen Mangel des Asylverfahrens und der Aufnahmebedingungen fir Asylbewerber in diesem Mitgliedstaat
ernsthafte und durch Tatsachen bestatigte Grinde fur die Annahme darstellen, dass der Antragsteller tatsachlich
Gefahr 1auft, einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinne dieser Bestimmung ausgesetzt zu
werden.

107. Ist die Uberstellung eines Antragstellers an einen anderen Mitgliedstaat der Union, wenn dieser Staat nach den
Kriterien des Kapitels Ill der Verordnung Nr. 343/2003 als zustandiger Mitgliedstaat bestimmt worden ist, nicht
méglich, so hat der Mitgliedstaat, der die Uberstellung vornehmen misste, vorbehaltlich der Befugnis, den Antrag im
Sinne des Art. 3 Abs. 2 dieser Verordnung selbst zu priufen, die Prifung der Kriterien des genannten Kapitels
fortzufihren, um festzustellen, ob anhand eines der weiteren Kriterien ein anderer Mitgliedstaat als fur die Prifung
des Asylantrags zustindig bestimmt werden kann.107. Ist die Uberstellung eines Antragstellers an einen anderen
Mitgliedstaat der Union, wenn dieser Staat nach den Kriterien des Kapitels rémisch drei der Verordnung Nr. 343 aus
2003, als zusténdiger Mitgliedstaat bestimmt worden ist, nicht méglich, so hat der Mitgliedstaat, der die Uberstellung
vornehmen musste, vorbehaltlich der Befugnis, den Antrag im Sinne des Artikel 3, Absatz 2, dieser Verordnung selbst
zu prufen, die Prufung der Kriterien des genannten Kapitels fortzufihren, um festzustellen, ob anhand eines der
weiteren Kriterien ein anderer Mitgliedstaat als fur die Prifung des Asylantrags zustandig bestimmt werden kann.

108. Der Mitgliedstaat, in dem sich der Asylbewerber befindet, hat jedoch darauf zu achten, dass eine Situation, in der



die Grundrechte des Asylbewerbers verletzt werden, nicht durch ein unangemessen langes Verfahren zur Bestimmung
des zustandigen Mitgliedstaats verschlimmert wird. Erforderlichenfalls muss er den Antrag nach den Modalitdten des
Art. 3 Abs. 2 der Verordnung Nr. 343/2003 selbst prifen."108. Der Mitgliedstaat, in dem sich der Asylbewerber
befindet, hat jedoch darauf zu achten, dass eine Situation, in der die Grundrechte des Asylbewerbers verletzt werden,
nicht durch ein unangemessen langes Verfahren zur Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaats verschlimmert wird.
Erforderlichenfalls muss er den Antrag nach den Modalitdten des Artikel 3, Absatz 2, der Verordnung Nr. 343 aus 2003,
selbst prufen.”

Zu einer moglichen Verletzung von Art. 3 EMRK wurde im vorliegenden Fall Folgendes erwogenZu einer maoglichen
Verletzung von Artikel 3, EMRK wurde im vorliegenden Fall Folgendes erwogen:

Gemal Art. 3 EMRK darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung
unterworfen werden.GemaR Artikel 3, EMRK darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe
oder Behandlung unterworfen werden.

Nach der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fir Menschenrechte, des Verfassungsgerichtshofes und des
Verwaltungsgerichtshofes zu Art. 3 EMRK im Zusammenhang mit der Abschiebung von Kranken habe im Allgemeinen
kein Fremder ein Recht, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloR um dort medizinisch behandelt zu
werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leide oder selbstmordgefahrdet sei. Dass
die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder kostenintensiver sei, sei unerheblich, solange
es grundsatzlich Behandlungsmaéglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem bestimmten Teil des Zielstaates gebe. Nur bei
Vorliegen auBRergewdhnlicher Umsténde fuhre die Abschiebung zu einer Verletzung in Art. 3 EMRK. Solche lagen etwa
vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem realen Risiko ausgesetzt wuirde, unter
qualvollen Umstanden zu sterben. Bei der Ausweisung und Abschiebung Fremder in einen Mitgliedstaat der
Europadischen Union werde auch zu berlcksichtigen sein, dass dieser zur Umsetzung der Aufnahmerichtlinie
verpflichtet sei. GemaRl Art. 15 dieser Richtlinie hatten die Mitgliedstaaten daflr zu sorgen, dass Asylwerber die
erforderliche medizinische Versorgung erhalten, die zumindest die Notversorgung und die unbedingt erforderliche
Behandlung von Krankheiten umfasst bzw. dass Asylwerber mit besonderen Bedirfnissen die erforderliche
medizinische oder sonstige Hilfe erlangen. Dennoch kdnnte der Transport voribergehend oder dauernd eine
Verletzung des Art. 3 EMRK darstellen, etwa bei fortgeschrittener Schwangerschaft oder der Erforderlichkeit eines
ununterbrochenen stationaren Aufenthalts (EGMR 22.06.2010, 50068/08, Al-Zawatia; EGMR GroRBe Kammer,
27.05.2008, 26565/05, N./Vereinigtes Konigreich, RN 42ff; EGMR 03.05.2007, 31246/06, Goncharova & Alekseytsev;
07.11.2006, 4701/05, Ayegh; 04.07.2006, 24171/05, Karim; 10.11.2005, 14492/03, Paramsothy; VfGH 21.09.2009, U
591/09; 06.03.2008, B 2400/07; VwWGH 31.03.2010,2008/01/0312; 23.09.2009, 2007/01/0515).Nach der Rechtsprechung
des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte, des Verfassungsgerichtshofes und des Verwaltungsgerichtshofes
zu Artikel 3, EMRK im Zusammenhang mit der Abschiebung von Kranken habe im Allgemeinen kein Fremder ein Recht,
in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, blof3 um dort medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst
dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leide oder selbstmordgefahrdet sei. Dass die Behandlung im Zielland
nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder kostenintensiver sei, sei unerheblich, solange es grundsatzlich
Behandlungsmoglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem bestimmten Teil des Zielstaates gebe. Nur bei Vorliegen
auBergewohnlicher Umstande fihre die Abschiebung zu einer Verletzung in Artikel 3, EMRK. Solche lagen etwa vor,
wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem realen Risiko ausgesetzt wirde, unter qualvollen
Umstanden zu sterben. Bei der Ausweisung und Abschiebung Fremder in einen Mitgliedstaat der Europaischen Union
werde auch zu berticksichtigen sein, dass dieser zur Umsetzung der Aufnahmerichtlinie verpflichtet sei. GemaR Artikel
15, dieser Richtlinie hatten die Mitgliedstaaten dafiir zu sorgen, dass Asylwerber die erforderliche medizinische
Versorgung erhalten, die zumindest die Notversorgung und die unbedingt erforderliche Behandlung von Krankheiten
umfasst bzw. dass Asylwerber mit besonderen Bedurfnissen die erforderliche medizinische oder sonstige Hilfe
erlangen. Dennoch konnte der Transport voribergehend oder dauernd eine Verletzung des Artikel 3, EMRK darstellen,
etwa bei fortgeschrittener Schwangerschaft oder der Erforderlichkeit eines ununterbrochenen stationaren Aufenthalts
(EGMR 22.06.2010, 50068/08, Al-Zawatia; EGMR Grol3e Kammer, 27.05.2008, 26565/05, N./Vereinigtes Konigreich, RN
42ff, EGMR 03.05.2007, 31246/06, Goncharova & Alekseytsev; 07.11.2006, 4701/05, Ayegh; 04.07.2006, 24171/05,
Karim; 10.11.2005, 14492/03, Paramsothy; VfGH 21.09.2009, U 591/09; 06.03.2008, B 2400/07; VwWGH 31.03.2010,
2008/01/0312; 23.09.2009, 2007/01/0515).
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In dem vorliegenden vom Asylgerichtshof zu beurteilenden Fall lagen beim Beschwerdeflhrer nach den zuletzt
Ubermittelten Befunden neben einer Hepatitis C-Infektion eine Anpassungsstérung sowie oberflachliche

Schnittwunden vor.

Diese gesundheitlichen Probleme des Beschwerdefiihrers weisen keinesfalls jene besondere Schwere auf, die nach der
Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fir Menschenrechte sowie des Verfassungsgerichtshofes und des
Verwaltungsgerichtshofes zu Art. 3 EMRK eine Abschiebung nach Danemark als eine unmenschliche Behandlung
erscheinen lieBe. Es ist insbesondere nicht anzunehmen, dass sich etwa der Beschwerdeflihrer in dauernder
stationdrer Behandlung befdnde oder auf Dauer nicht reisefahig ware. Laut den Landerfeststellungen des
angefochtenen Bescheides wird Asylwerbern in Danemark die notwendige medizinische Versorgung gewahrt und
kénnen daher die erforderlichen Therapien und Behandlungen auch in Danemark erfolgen. In diesem Mitgliedstaat
der Union sind alle Krankheiten uneingeschrankt behandelbar. Nach der Rechtsprechung zu Art. 3 EMRK ware es
schlielRlich auch unerheblich, ob die Behandlung im Zielland etwa nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder
kostenintensiver ware als im abschiebenden Staat.Diese gesundheitlichen Probleme des Beschwerdefiihrers weisen
keinesfalls jene besondere Schwere auf, die nach der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fur
Menschenrechte sowie des Verfassungsgerichtshofes und des Verwaltungsgerichtshofes zu Artikel 3, EMRK eine
Abschiebung nach Danemark als eine unmenschliche Behandlung erscheinen lieBe. Es ist insbesondere nicht
anzunehmen, dass sich etwa der Beschwerdeflhrer in dauernder stationarer Behandlung befande oder auf Dauer
nicht reisefahig ware. Laut den Landerfeststellungen des angefochtenen Bescheides wird Asylwerbern in Ddnemark die
notwendige medizinische Versorgung gewahrt und kénnen daher die erforderlichen Therapien und Behandlungen
auch in Danemark erfolgen. In diesem Mitgliedstaat der Union sind alle Krankheiten uneingeschrankt behandelbar.
Nach der Rechtsprechung zu Artikel 3, EMRK ware es schlie3lich auch unerheblich, ob die Behandlung im Zielland etwa
nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder kostenintensiver ware als im abschiebenden Staat.

SchlieBlich ist auch darauf hinzuweisen, dass die Fremdenpolizeibehdrde bei der Durchfiihrung einer Abschiebung im
Fall von bekannten Erkrankungen des Fremden durch geeignete MalRnahmen dem Gesundheitszustand Rechnung zu
tragen hat. Insbesondere wird kranken Personen eine entsprechende Menge der verordneten Medikamente
mitgegeben. Anldsslich einer Abschiebung werden von der Fremdenpolizeibehdérde auch der aktuelle
Gesundheitszustand und insbesondere die Transportfahigkeit beurteilt sowie gegebenenfalls bei gesundheitlichen
Problemen die entsprechenden Malinahmen gesetzt.

Insgesamt gesehen handelt es sich im vorliegenden Fall nach dem Malstab der Rechtsprechung des Europaischen
Gerichtshofes fur Menschenrechte um keinen "ganz auRergewdhnlichen Fall, in dem die humanitéren Grinde gegen
die RuckfUhrung zwingend sind" ("a very exceptional case, where the humanitarian grounds against the removal are
compelling"), fehlt es doch an sdmtlichen dafiir maRRgeblichen Kriterien: Denn im Fall D./Vereinigtes Konigreich (EGMR
02.05.1997, 30240/96) lagen die ganz aulRergewdhnlichen Umstande darin, dass sich der Beschwerdeflhrer erstens in
der Endphase einer todlichen Erkrankung befand, zweitens fur ihn im Herkunftsstaat keine Krankenbehandlung und -
pflege verfigbar war und drittens mangels Angehoriger seine Grundbedurfnisse nicht gesichert waren.

Die allgemeinen Ausfuhrungen in der Beschwerde kénnen die Rechtsvermutung des§ 5 Abs. 3 AsylG 2005 nicht
entkraften. Der Asylgerichtshof geht in standiger Rechtsprechung davon aus, dass die allgemeine Lage fur nach
Danemark Uberstellte Asylwerber keineswegs die reale Gefahr einer gegen menschenrechtliche Bestimmungen
verstolRenden Behandlung glaubhaft erscheinen lasst. Insbesondere sind die Praxis der asylrechtlichen und
subsidiaren Schutzgewahrung, die Grund- und Gesundheitsversorgung sowie die Sicherheitslage unbedenklich und
genlgen den Grundsatzen des Unionsrechts (AsylGH 19.11.2012, S3 429.675-1/2012; 06.09.2011, S4 421.045-
1/2011).Die allgemeinen Ausfiihrungen in der Beschwerde kénnen die Rechtsvermutung des Paragraph 5, Absatz 3,
AsylG 2005 nicht entkraften. Der Asylgerichtshof geht in standiger Rechtsprechung davon aus, dass die allgemeine
Lage fur nach Danemark Uberstellte Asylwerber keineswegs die reale Gefahr einer gegen menschenrechtliche
Bestimmungen verstoRenden Behandlung glaubhaft erscheinen lasst. Insbesondere sind die Praxis der asylrechtlichen
und subsididren Schutzgewahrung, die Grund- und Gesundheitsversorgung sowie die Sicherheitslage unbedenklich
und genitgen den Grundsatzen des Unionsrechts (AsylGH 19.11.2012, S3 429.675-1/2012; 06.09.2011, S4 421.045-
1/2011).

Weder aus den Stellungnahmen des UNHCR noch aus der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fiir
Menschenrechte ergeben sich irgendwelche Hinweise darauf, dass etwa Danemark bei der Vollziehung der Dublin-
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Verordnung die Verpflichtungen nach der GFK, der EMRK oder nach dem Unionsrecht missachten oder unvertretbare
rechtliche Sonderpositionen vertreten wurde. Nicht zuletzt ist es vor dem Hintergrund der unionsrechtlichen Vorgaben
in Gestalt der Aufnahmerichtlinie 2003/9/EG des Rates vom 27.01.2003 ganzlich unwahrscheinlich, dass in Danemark
Asylwerber infolge der Verweigerung staatlicher Unterstiitzung in eine Notlage geraten kénnten. In den Art. 13ff der
Aufnahmerichtlinie ist die Pflicht der Mitgliedstaaten statuiert, fur ausreichende materielle Aufnahmebedingungen
und eine medizinische Versorgung von kranken Asylwerbern zu sorgen. Es bestehen gegenwartig keine Anzeichen
dafur, dass etwa Danemark seinen diesbeziglichen Verpflichtungen nicht nachkdame. Danemark stimmte jedenfalls
dem Wiederaufnahmeersuchen betreffend den Beschwerdeflihrer gemaR Art. 16 Dublin-Verordnung ausdrucklich
zu.Weder aus den Stellungnahmen des UNHCR noch aus der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fur
Menschenrechte ergeben sich irgendwelche Hinweise darauf, dass etwa Danemark bei der Vollziehung der Dublin-
Verordnung die Verpflichtungen nach der GFK, der EMRK oder nach dem Unionsrecht missachten oder unvertretbare
rechtliche Sonderpositionen vertreten wirde. Nicht zuletzt ist es vor dem Hintergrund der unionsrechtlichen Vorgaben
in Gestalt der Aufnahmerichtlinie 2003/9/EG des Rates vom 27.01.2003 ganzlich unwahrscheinlich, dass in Danemark
Asylwerber infolge der Verweigerung staatlicher Unterstitzung in eine Notlage geraten konnten. In den Artikel 13 f, f,
der Aufnahmerichtlinie ist die Pflicht der Mitgliedstaaten statuiert, fur ausreichende materielle Aufnahmebedingungen
und eine medizinische Versorgung von kranken Asylwerbern zu sorgen. Es bestehen gegenwartig keine Anzeichen
daflrr, dass etwa Danemark seinen diesbezlglichen Verpflichtungen nicht nachkdme. Danemark stimmte jedenfalls
dem Wiederaufnahmeersuchen betreffend den Beschwerdefiihrer gemaR Artikel 16, Dublin-Verordnung ausdrticklich

ZU.

Soweit in der Beschwerde unter Hinweis auf einschlagige Landerberichte Kritik am danischen Asylverfahren gelbt
wurde, ist zu bemerken, dass in Danemark insbesondere auch der Refoulementschutz gewahrleistet ist, wie bereits im
angefochtenen Bescheid dargelegt wurde (U. S. Department of State, Country Reports on Human Rights Practices 2011
- Denmark, Mai 2012). Auch die Grundversorgung und die medizinische Versorgung sind gewahrleistet.

Nach den Landerberichten zu Danemark kann keinesfalls mit maRRgeblicher Wahrscheinlichkeit angenommen werden,
dass ein Asylwerber im Fall einer Uberstellung nach Ddnemark konkret Gefahr liefe, dort einer gegen das Folterverbot
des Art. 3 EMRK verstoBenden Behandlung unterworfen zu werden. Insgesamt gesehen herrschen somit im
Mitgliedstaat Danemark nach dem gegenwadrtigen Informationsstand keineswegs derartige systemische Mangel im
Asylverfahren und den Aufnahmebedingungen, die mit der Situation in Griechenland vergleichbar waren.Nach den
Landerberichten zu Danemark kann keinesfalls mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit angenommen werden, dass ein
Asylwerber im Fall einer Uberstellung nach Danemark konkret Gefahr liefe, dort einer gegen das Folterverbot des
Artikel 3, EMRK verstoBenden Behandlung unterworfen zu werden. Insgesamt gesehen herrschen somit im
Mitgliedstaat Danemark nach dem gegenwartigen Informationsstand keineswegs derartige systemische Mangel im
Asylverfahren und den Aufnahmebedingungen, die mit der Situation in Griechenland vergleichbar waren.

Auch sonst konnte der Beschwerdefiihrer keine auf sich selbst bezogenen besonderen Grinde, die fir eine reale
Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK sprachen, glaubhaft machen, weshalb die Rechtsvermutung des 8 5 Abs. 3
AsylG 2005 zur Anwendung kommt, wonach ein Asylwerber im zustandigen Mitgliedstaat Schutz vor Verfolgung
findet.Auch sonst konnte der Beschwerdeflihrer keine auf sich selbst bezogenen besonderen Griinde, die fir eine
reale Gefahr einer Verletzung des Artikel 3, EMRK sprachen, glaubhaft machen, weshalb die Rechtsvermutung des
Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 zur Anwendung kommt, wonach ein Asylwerber im zustandigen Mitgliedstaat Schutz
vor Verfolgung findet.

Jedenfalls hat der Beschwerdeflihrer auch die Moglichkeit, etwaige konkret drohende oder eingetretene Verletzungen
in subjektiven Rechten, etwa durch eine unmenschliche Behandlung im Sinn des Art. 3 EMRK, bei den zustandigen
Behorden in Danemark und letztlich beim Europaischen Gerichtshof fiir Menschenrechte, insbesondere auch durch
Beantragung einer vorldufigen MaBnahme gemall Art. 39 EGMR-VerfO, geltend zu machen.Jedenfalls hat der
Beschwerdefiihrer auch die Moglichkeit, etwaige konkret drohende oder eingetretene Verletzungen in subjektiven
Rechten, etwa durch eine unmenschliche Behandlung im Sinn des Artikel 3, EMRK, bei den zustandigen Behdérden in
Danemark und letztlich beim Européischen Gerichtshof fir Menschenrechte, insbesondere auch durch Beantragung
einer vorlaufigen MaBnahme gemaf Artikel 39, EGMR-VerfO, geltend zu machen.

Zu einer moglichen Verletzung von Art. 8 EMRK wurde erwogenZu einer moglichen Verletzung von Artikel 8, EMRK

wurde erwogen:
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Im vorliegenden Fall wurde ein schiitzenswertes Privat- oder Familienleben des Beschwerdefiihrers in Osterreich nicht
dargelegt.

Der Asylgerichtshof gelangt daher insgesamt zu dem Ergebnis, dass im vorliegenden Fall keine Verletzung von
Bestimmungen der EMRK oder der GRC zu befiirchten ist. Daher bestand auch keine Veranlassung, von dem in Art. 3
Abs. 2 Dublin-Verordnung vorgesehenen Selbsteintrittsrecht Gebrauch zu machen und eine inhaltliche Prifung des
Antrages auf internationalen Schutz vorzunehmen.Der Asylgerichtshof gelangt daher insgesamt zu dem Ergebnis, dass
im vorliegenden Fall keine Verletzung von Bestimmungen der EMRK oder der GRC zu befurchten ist. Daher bestand
auch keine Veranlassung, von dem in Artikel 3, Absatz 2, Dublin-Verordnung vorgesehenen Selbsteintrittsrecht
Gebrauch zu machen und eine inhaltliche Prifung des Antrages auf internationalen Schutz vorzunehmen.

Es sind auch keine Hinweise fir eine Unzuldssigkeit der Ausweisung im Sinn des8 10 Abs. 2 AsylG 2005 ersichtlich,
zumal weder ein - nicht auf das Asylgesetz 2005 gestutztes - Aufenthaltsrecht aktenkundig ist noch die Ausweisung
eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellt. DarUber hinaus liegen auch keine Grunde fur einen Durchfiihrungsaufschub
gemal 8 10 Abs. 3 AsylG 2005 vor.Es sind auch keine Hinweise flr eine Unzulassigkeit der Ausweisung im Sinn des
Paragraph 10, Absatz 2, AsylG 2005 ersichtlich, zumal weder ein - nicht auf das Asylgesetz 2005 gestitztes -
Aufenthaltsrecht aktenkundig ist noch die Ausweisung eine Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellt. Dartber hinaus
liegen auch keine Grinde fur einen Durchfihrungsaufschub gemal? Paragraph 10, Absatz 3, AsylG 2005 vor.

Die Voraussetzungen fur die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung gemaf3§ 37 AsylG 2005 lagen nicht vor.Die
Voraussetzungen fur die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung gemal3 Paragraph 37, AsylG 2005 lagen nicht vor.

Zur Zustellung des angefochtenen Bescheides wird bemerkt, dass die am 15.07.2013 erfolgte personliche Zustellung
an den Beschwerdefihrer wegen der vorherigen Bestellung eines Zustellungsbevollmachtigten durch den
Beschwerdefihrer gemald 8 9 Abs. 3 erster Satz ZustG ungultig war. Dieser Zustellmangel wurde gemal3 § 9 Abs. 3
zweiter Satz ZustG am 23.07.2013 geheilt, weil der Beschwerdefuihrer an diesem Tag seinen gewillkirten Vertreter
aufsuchte und diesem den Bescheid vom 10.07.2013 vorlegte, wie sich aus der Beschwerdeerganzung des gewillkirten
Vertreters vom 25.07.2013 eindeutig ergibt.Zur Zustellung des angefochtenen Bescheides wird bemerkt, dass die am
15.07.2013 erfolgte personliche Zustellung an den Beschwerdefihrer wegen der vorherigen Bestellung eines
Zustellungsbevollmachtigten durch den Beschwerdefiihrer gemal3 Paragraph 9, Absatz 3, erster Satz ZustG unglltig
war. Dieser Zustellmangel wurde gemald Paragraph 9, Absatz 3, zweiter Satz ZustG am 23.07.2013 geheilt, weil der
Beschwerdefiihrer an diesem Tag seinen gewillkiirten Vertreter aufsuchte und diesem den Bescheid vom 10.07.2013
vorlegte, wie sich aus der Beschwerdeerganzung des gewillkirten Vertreters vom 25.07.2013 eindeutig ergibt.

Der gewillkirte Vertreter referierte zwar in einem weiteren Schriftsatz vom 19.08.2013 - durchaus zutreffend - die
einhellige Rechtsmeinung zu den Rechtsfolgen mehrerer anderer, hier nicht vorliegender hypothetischer Sachverhalte,
etwa bei bloBer Kenntnisnahme des Inhaltes eines Dokumentes durch den Vertreter oder bei bloRem Zukommen
einer Kopie an den Vertreter. Der in diesem Schriftsatz enthaltenen floskelhaften Formulierung, der Bescheid sei dem
Vertreter "nicht tatsachlich zugekommen", ist allerdings keine konkrete Sachverhaltsbehauptung zu entnehmen, dass
etwa das eigene Vorbringen des gewillkirten Vertreters in seiner Beschwerdeerganzung vom 25.07.2013, wonach der
Beschwerdefihrer am 23.07.2013 seinen gewillkiirten Vertreter aufgesucht und diesem den Bescheid vom 10.07.2013
vorgelegt habe, tatsachlich wahrheitswidrig gewesen ware und der Beschwerdefihrer in Wahrheit seinem gewillkirten

Vertreter nur eine Kopie ausgehandigt hatte oder gar nur den Inhalt des Bescheides mitgeteilt hatte.

Gemal § 41 Abs. 4 AsylG 2005 konnte eine mundliche Verhandlung unterbleiben. Die ¢ffentliche Verkiindung des
Erkenntnisses hatte gemals 8 41 Abs. 9 Z 2 AsylG 2005 zu entfallen.Gemal} Paragraph 41, Absatz 4, AsylG 2005 konnte
eine mundliche Verhandlung unterbleiben. Die 6ffentliche Verkiindung des Erkenntnisses hatte gemal3 Paragraph 41,
Absatz 9, Ziffer 2, AsylG 2005 zu entfallen.

Schlagworte

Ausweisung rechtmaRig, gesundheitliche Beeintrachtigung, medizinische Versorgung, real risk, Volljahrigkeit

Zuletzt aktualisiert am

19.11.2013
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https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/37
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